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Pressemitteilung
Koblenzer Kinder im Kirchenasyl

Die Pfarrgemeinde St. Peter in Koblenz-Neuendorf gewährt seit heute, Mittwoch 11. Oktober 2006, der kurdischen Familie Yildirim Kirchenasyl. Alle Versuche, der Familie mit den in Koblenz geborenen Kindern zum aktuellen Zeitpunkt ein Bleiberecht zu verschaffen, sind an der harten und kompromisslosen Haltung von Oberbürgermeister Dr. Schulte-Wissermann, von Herrn Innenminister Karl-Peter Bruch und dem Bundesamt für Migration gescheitert. Deshalb sah sich die Pfarrgemeinde in Zusammenarbeit mit dem Unterstützerkreis der Familie und der Koblenzer „Initiative Zuflucht“ gezwungen, zu dem ungewöhnlichen Mittel des Kirchenasyls zu greifen. 

„Wir haben den Eindruck, als sollte gegen die Familie ein Exempel statuiert werden. Dabei ist die Familie schwach, sie braucht eher Schutz und Hilfe als ein Exempel, und dies wollen wir mit dem Kirchenasyl zeigen,“ so Barbara Bernhof-Bentley, Pfarrgemeinderatsmitglied in Neuendorf.  Dabei beruft sie sich auf die biblische Tradition, die gerade für die Schwächsten in der Gesellschaft eintritt. Ohne Sensibilität für die Schwachen könne es keine menschenwürdige Gesellschaft geben. 

Jürgen Rathmann vom Unterstützerkreis betont: „Uns liegen besonders die Kinder am Herzen, die ja in ein Land abgeschoben werden sollen, das ihnen völlig unbekannt ist.“ Für die Haltung der Behörden habe er kein Verständnis. Sie verübten Unrecht gegen Kinder und beriefen sich dafür noch auf das Recht. Dabei ignorierten sie sowohl gesetzliche Gegenargumente als auch die fast 2000 Menschen, die mit ihrer Unterschrift ein Bleiberecht forderten und ihren Protest mittels Postkarten bei Herrn Oberbürgermeister Dr. Schulte-Wissermann deutlich machten.  

Kirchenasyl ist eine Aktionsform in der Flüchtlingsarbeit, die ein humanitäres Anliegen in aller Dringlichkeit öffentlich machen will. Mit dem Kirchenasyl soll darauf hingewiesen werden, dass eine Abschiebung Unrecht bedeutet und gegen die Menschenwürde und die Menschenrechte verstößt. Im Fall der Familie Yildirim wird vor allem die Achtung der Rechte der Kinder gemäß der UN-Kinderrechtskonvention angemahnt. 
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